
Bayerischer Landtag 
12. Wahlperiode 

Schriftliche Anfrage 
der Abgeordneten Scheel DIE GRÜNEN 
vom 07. 04. 92 

Antragssituation hei der geplanten Atommüllverbren
nungsanlage Karlstein 

1. Sind die Presse1neldungcn richtig, daß das Staatsmi
nistcriun1 für l.,andcsent\vicklung und Umweltfragen 
der (JNS von einer Antragstellung zur Errichtung ei
ner Abfallrcdu1icrungsanlage abgeraten hat? 
Wenn ja. wie wurde die~ gegenüber der Finna genau 
begründet? 

1 \\/eiche Mängel haben die bisherigen vorgelegten 
Planungen der Firma C:iNS. die eine positive Verbe
scheidung nicht erwarten lassen'! 

3. In \vclchen1 Zeitraum könnten diese Mängel nach 
Ansicht der Staatsregierung behoben werden? 

4. Licgt eine Stellungnahn1c der GNS zur genannten 
Äußerung des Ministeriums vor? 

5. Für \vann erwartet die Staatsregierung eine Antrag
stellung für die geplante Aton1müllverbrcnnung in 
Karlstein? 

6. Gah es bereits Kontakte mit der GNS und den 
A K \V-hetrcibcnden Firmen bezüglich eines For
schungsauftrags zur Prüfung alternativer Verfahren 
der Volumenreduzierung von schwachaktivem 
Aton11nüll'? 
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Antwort 
des Staatsministeriums für Landesentwicklung und Um
weltfragen 

Zul.,2.,3.: 
Das Staatsministerium für Landesentwicklung und lln1-
weltfragen hat deutlich gen1acht, daß vor Beantragung 
einer strahlenschutzrechtlichen Genchn1igung für die 
Abfallreduzierungsanlage in Karlstein \\1eitere Untersu
chungen alternativer Verfahren zur Verbrennung 
schwachnidioaktiver Abfälle durchgeführt und bewer
tet werden müssen. f,rst nach Abschluß solcher aus
führlichen Untersuchungen kann über den Weg der 
künftigen Volun1enreduzierung entschieden \Verden. 

Zu 4.: 
Auf die Pressemitteilung der Siemem AG und Gesell
schaft für Nuklear-Service mbH vom 01. April !992 
wird verwiesen. 

Zu 5.: 
Erst wenn die Untersuchung alternativer Verfahren 
durchgeführt und ausgewertet worden ist. 

Zu 6.: 
Die Beauftragung eines Forschungszentrums tnit \1\-'ei
tergehenden Untersuchungen für alternative Verfahren 
wird Gegenstand einer Besprechung sein, die mit dcn1 
Bürgermeister der Gemeinde Karlstein unter Beteili
gung von Vertretern der betroffenen Firmen, For
schungseinrichtungen und des Staatsministeriums für 
Landesentwicklung und Umweltfragen vereinbart wor
den ist. 
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